
 

 
         Gothaer Straße 17, D - 40880 Ratingen  Tel.: + 49 (0) 21 02 / 77 0 77 - 0        Mail: info@gva.de 

Gesamtverband Autoteile-Handel e.V.     Postfach 10 12 56, D - 40832 Ratingen Fax.: + 49 (0) 21 02 / 77 0 77 - 17       Internet: www.gva.de 

STELLUNGNAHME 
 

 

Entwurf einer Verordnung über die Ahndung von Zuwider-
handlungen gegen EU-Typgenehmigungsvorschriften 
 

Stand: 14.09.2022 

Der GVA vertritt die Interessen der unabhängigen Kfz-Teile-Hersteller und -Händler. Wir setzen uns 
ein für faire Wettbewerbsbedingungen auf dem Ersatzteilmarkt, um zum Vorteil der Verbraucher be-
zahlbare Mobilität zu ermöglichen. Unsere Mitglieder repräsentieren rund 80 Prozent des Umsatzes 
des freien Kfz-Teilehandels in Deutschland. 

Für unabhängige Wirtschaftsakteure wie unsere Mitgliedsunternehmen ist der effektive Zugang zu techni-
schen Informationen der Fahrzeughersteller eine essentielle Arbeitsgrundlage. Dies hat der europäische 
Gesetzgeber erkannt und in Kapitel XIV (Art. 61 ff.) der Verordnung (EU) 2018/858 den Zugangsanspruch 
unabhängiger Wirtschaftsakteure gesetzlich verankert und gegenüber der Vorgängerregelung präzisiert. 
Nach Art. 61 Abs. 1 der Verordnung müssen die Fahrzeughersteller „uneingeschränkten, standardisierten 
und diskriminierungsfreien Zugang zu Fahrzeug-OBD-Informationen […] sowie zu Fahrzeugreparatur- und 
-wartungsinformationen [gewähren]. Die Angaben sind leicht zugänglich in Form von maschinenlesbaren 
und elektronisch verarbeitbaren Datensätzen darzubieten.“ 

Verstöße gegen diese Verpflichtungen der Fahrzeughersteller können die Wettbewerbsfähigkeit unabhän-
giger Wirtschaftsakteure erheblich beeinträchtigen. Der GVA hält daher die nach § 5 Abs. 2 Nr. 16 des 
Entwurfs der EU-OWi-Typ-VO vorgesehene maximale Geldbuße in Höhe von 50.000 EUR für deutlich zu 
gering.  

Ohne den uneingeschränkten Zugang zu den Reparatur- und Wartungsinformationen der Fahrzeugher-
steller können die unabhängigen Wirtschaftsakteure ihre jeweilige Funktion in der Wertschöpfungskette 
des Kfz-Anschlussmarktes nicht erfüllen. Reparaturbetriebe müssen z.B. wissen, welche Ersatzteile für 
ein konkretes Fahrzeug passend sind, um Verbrauchern eine vollwertige Reparatur- oder Wartungsleis-
tung anbieten zu können. Damit Ersatzteilhersteller und -händler und unabhängige Anbieter technischer 
Informationen ihnen markenübergreifend die benötigten Reparatur- und Wartungsinformationen bereitstel-
len können, benötigen sie selbst Zugriff auf technische Informationen der Fahrzeughersteller. Diese sind 
regelmäßig die einzige originäre Quelle für diese Informationen, stehen aber zugleich mit den unabhängi-
gen Wirtschaftsakteuren auf dem Ersatzteilmarkt in direktem Wettbewerb. Diese Situation hat in der Ver-
gangenheit immer wieder zu erheblichen rechtlichen Auseinandersetzungen über die Umsetzung der In-
formationspflichten der Fahrzeughersteller geführt.  
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Im Referentenentwurf ist auf Seite 1 festgehalten: 

„So enthalten die Rechtsakte, wie zum Beispiel Artikel 84 der Verordnung (EU) 2018/858, dass 
die Mitgliedstaaten Sanktionen regeln, die bei einem Verstoß gegen die Verordnung durch Markt-
teilnehmer und technische Dienste zu verhängen sind, und ergreifen alle zu deren Durchsetzung 
erforderlichen Maßnahmen. Hierbei stellen die Verordnungen klar, dass die verhängten Sankti-
onen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein müssen.“ 

In Anbetracht des Umstands, dass Fahrzeughersteller durch Verstöße gegen ihre Verpflichtung zur Be-
reitstellung technischer Informationen ihre unabhängigen Mitbewerber auf dem Reparatur- und Ersatzteil-
markt vom Wettbewerb ausschließen können, kann eine Geldbuße in o.g. Höhe nicht die beabsichtigte 
abschreckende Wirkung entfalten.  

Der Rahmen für abschreckende Sanktionen wird bereits durch Art. 65 der Verordnung (EU) 2018/858 
vorgegeben. Art. 65 Abs. 2 regelt hierzu: 

„Stellt eine Genehmigungsbehörde fest, dass ein Hersteller seinen Verpflichtungen im Zusam-
menhang mit dem Zugang zu Fahrzeug-OBD-Informationen sowie Fahrzeugreparatur- und -war-
tungsinformationen von Fahrzeugen nicht nachgekommen ist, so ergreift die Behörde, die die 
entsprechende Typgenehmigung erteilt hat, geeignete Maßnahmen, um Abhilfe zu schaffen. 

Dazu können auch der Widerruf oder die Aussetzung der Typgenehmigung, Bußgelder oder 
sonstige Maßnahmen gemäß Artikel 84 gehören.“ 

Der Widerruf oder die Aussetzung der Typgenehmigung sind für den Fahrzeughersteller einschneidende 
Sanktionen, da Fahrzeuge ohne Typgenehmigung nicht mehr vertrieben werden dürfen. Das verdeutlicht, 
dass es sich aus Sicht des Verordnungsgebers bei Verstößen gegen die Informationspflichten nicht um 
Verstöße handelt, die „auf Grund Ihrer Geringfügigkeit und des beschränkten Auswirkungspotentials“ (vgl. 
Referentenentwurf, Seite 17) mit einer nur geringen Geldbuße geahndet werden müssen. 

Es erscheint vielmehr angemessen, der Behörde einen höheren Spielraum bei der Ahndung von Verstö-
ßen gegen die Informationspflichten zuzugestehen. Der Referentenentwurf (Seite 17) sieht für Verstöße 
der Fahrzeughersteller gegen ihre im europäischen Typgenehmigungsrecht ausdrücklich niedergelegten 
Pflichten bereits eine Geldbuße von bis zu 300.000 EUR vor: 

„Die Tatbestände, die als Ordnungswidrigkeiten nach § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe 
c oder Nummer 2 Buchstabe c StVG geahndet werden, sollen mit einer Geldbuße von bis zu 
300.000 EUR geahndet werden können. Hierbei soll es sich um Verstöße der Hersteller, der 
Einführer, der Händler und deren Bevollmächtigten handeln, die einen Verstoß gegen die im 
europäischen Typgenehmigungsrecht ausdrücklich niedergelegten Pflichten dieses Personen-
kreises darstellen.“ 
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Auch bei der hier in Rede stehenden Verpflichtung zur Zugangsgewährung handelt es sich um eine im 
europäischen Typgenehmigungsrecht ausdrücklich niedergelegte Pflicht des Fahrzeugherstellers (welche 
die Interessen der unabhängigen Wirtschaftsakteure erheblich berührt). 

Angesichts der potenziell existenzbedrohenden Auswirkungen von Verstößen der Fahrzeughersteller (z.B. 
im Falle der Totalverweigerung des Zugangs zu technischen Informationen) wäre es sachgerecht, der 
Behörde auch die Möglichkeit zu geben, im Einzelfall Verstöße mit einer Geldbuße von bis zu 500.000 
EUR zu ahnden (vgl. § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe d und Nummer 2 Buchstabe d StVG).  

 

*** 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
Über den GVA 

Der Gesamtverband Autoteile-Handel e.V. (GVA) ist der Branchenverband und die politische Interessenvertretung des freien 

Kfz-Teile-Großhandels in Deutschland. Darüber hinaus spricht er auch für die etwa Einzelhändler von Kfz-Ersatzteilen. Im 

GVA sind Kfz-Teilegroßhändler als ordentliche und Kfz-Teilehersteller sowie Anbieter technischer Informationen als außeror-

dentliche Mitglieder organisiert. Der Gesamtmarkt für Pkw- und Nutzfahrzeugteile hat in Deutschland ein Volumen von rund 

26 Mrd. Euro. Weitere Informationen sind abrufbar unter: www.gva.de  
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